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Königreich Preußen. lich innerhalb des perzeptionsfähigen Lebensalter der Waiſen — 

Miniſterial⸗Erlaß, das Statut der Elementarlehrer⸗Wittwen⸗ und Anwendung. Die Böhling'ſchen Kinder haben vom Augenblicke 

Waiſenkaſſe in der Provinz Hannover betreffend. V. 12. Juli 1877. ab, wo die Stiefmutter ihren Anſpruch auf die halbe Penſion 
Berlin, den 12. Juli 1877. verlor, das Anrecht auf die volle Penſion. 

Auf den Bericht vom 5. Juni er. Nr. II. 1012, betreffend Hiernach ſind die vorgetragenen ſowie alle ähnlichen Spe⸗ 
die Abänderung des Statuts der Elementarlehrer-Wittwen⸗ und zialfälle zu ordnen, und es erübrigt nur überall da, wo die hinter⸗ 
Waiſenkaſſe für die Provinz Hannover vom 16. September 1874, laſſenen Kinder eines Lehrers einen Penſions⸗Anſpruch nach dem 
erwider ich dem Königlichen Provinz⸗Schulkollegium bei Rück- Geſetze nicht haben, weil ihre Mutter am Leben iſt, dann unter 
gabe der Anlagen, daß daſſelbe hierbei von einer irrthümlichen Mitwirkung der Kaſſen⸗Kuratoren, helfend einzuſchreiten, wenn 
Auffaſſung der Beſtimmung im 8. 30 alin. 3 des Statuts der die Mutter eine Penſion nicht genießt und die Verhältniſſe eine 
Elementarlehrer Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für den Regierungs⸗ Unterſtützung erforderlich machen. 
bezirk Magdeburg vom 2. Oktober 1871 ausgegangen zu ſein Dieſen Grundſätzen widerſprechen §8. 18 — 20 des Sta⸗ 
ſcheint. tuts der dortigen Elementarlehrer-Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe 

Dieſelbe iſt nach dem geſetzlichen Grundſatze zu interpreti⸗ vom 16. September 1874 in keiner Weiſe und giebt im beſon⸗ 
ren, daß die Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe zunächſt nur Penſionen | deren der $. 20 der Kafjen-Berwaltung freie Hand, jo weit es 
an Wittwen und die an ihre Stelle tretenden Vollwaiſen⸗ innerhalb des Geſetzes möglich iſt, zu Gunſten an ſich nicht 
Familien zu zahlen haben, während Halbwaiſen einen Anſpruch penſionsberechtigter Halbwaiſen Verfügung zu treffen. 


nicht haben. Die Penſion ſelbſt iſt im Minimum auf 150 M. Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
jährlich normirt und kann durch den Todesfall eines Kaſſen⸗ J. V.: Greiff. 
Mitgliedes einerſeits nie ein weiterer Anſpruch als auf eine J. Nr. 2424. 


Penſionsrate, und andererſeits nie ein ſolcher Anſpruch auf eine 


geringere Summe als 150 M. entſtehen. Hieraus folgt, daß da, Miniſterial-Erlaß, die Verrechnung des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
wo eine Wittwe mit einer Waiſenfamilie konkurrirt, eine Thei⸗ für einen etatsmüßig angeſtellten, zur Verſehung einer anderen 


lung der Penſionsrate eintritt, und daß im Falle des Unterganges Stelle kommiſſariſch herangezogenen Beamten betreffend. 
einer der beiden Penſionsberechtigungen — der Wittwe — oder Vom 21. September 1877. 
der Vollwaiſenfamilie — die ganze Penſion an den übrig blei⸗ Berlin, den 21. September 1877. 


benden, an ſich Penſionsberechtigten fällt. Es folgt ferner aus Auf den Bericht vom 14. Juli d. J. eröffne ich dem Kö⸗ 
jenen Grundſätzen, daß die Vollwaiſenfamilie auch dann den niglichen Provinzial⸗Schulkollegium, wie ich Demſelben darin 
Anſpruch auf die volle Penſion hat, wenn fie ſolchen Anſpruch nicht beizuſtimmen vermag, daß dem früheren ordentlichen Leh⸗ 
erſt durch den Tod der zuerſt verwittwet und dann wieder ver: rer N. an der Realſchule zu N. für die Dauer ſeiner Beſchäf⸗ 
heirathet geweſenen Mutter erworben, daß aber Halbwaiſen, die tigung als Kreis-Schulinſpektor der ihm in feiner bisherigen 
überhaupt jedes Anſpruchs auf Penſion nach dem Geſetze ent- Stellung tarifmäßig zuſtehende Wohnungsgeldzuſchuß aus den 
behren, nur dann und ſo weit eine ſolche erhalten können, als Mitteln der Anſtalt gezahlt werde, da nach den beſtehenden 
dies durch ſpezielle Vorſchriften im Statute vorgeſehen iſt. Vor⸗ Verwaltungsgrundſätzen auch der Wohnungsgeldzuſchuß für 
ſtehendes auf die im Eingange erwähnten Berichte vorgetragenen etatsmäßig angeſtellte, aber zur Verſehung einer anderen Stelle 
Spezialfälle angewendet, ergiebt, daß das Kind des verſtorbenen kommiſſariſch herangezogene Beamte bei dem Fonds desjenigen 
Lehrers Tegtmann, nachdem es durch den Tod ſeiner inzwifchen | Verwaltungszweiges zu verrechnen iſt, in welchem die kommiſ⸗ 
wieder verheirathet geweſenen Mutter Vollwaiſe geworden war, ſariſche Beſchäftigung ſtattfindet. 

Anſpruch auf eine volle Penſion hatte. Daſſelbe findet auf die Die auf der entgegengeſetzten Annahme beruhenden Ver⸗ 
Kinder des verſtorbenen Lehrers Blume — überall ſelbſtverſtänd⸗ fügungen vom 27. Mai und 31. Dezember 1875 — U. II. 
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2662 und 5604 — werden, ſoweit ſie dieſe Frage berühren, 
hierdurch aufgehoben. 

Das Königliche Provinzial-Schulkollegium hat hiernach 
das Weitere zu veranlaſſen, insbeſondere das Kuratorium der 
Real: und Provinzial⸗Gewerbeſchule zu N. auf die nebſt Anz 
lagen zurückfolgende Rekursvorſtellung vom 11. Mai d. J., 
welche ſich hierdurch von ſelbſt erledigt, entſprechend zu be= 
ſcheiden. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 


Abſchrift erhält das Königliche Provinzial-Schulkollegium 
zur Kenntnißnahme und Nachachtung. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
die übrigen Königl. Provinzial⸗Schulkollegien. 
U. II. 7154. ie i « 


Miniſterial⸗Erlaß, die Erläuterung zu §. 8 der Dienſtinſtruktion 
für Lehrer an den höheren Schulen der Provinz Brandenburg 
vom 22. Januar 1868 betreffend. Vom 5. Oktober 1877. 

Berlin, den 5. Oktober 1877. 

Auf die Eingabe vom 27. Auguſt d. J. gereicht Ihnen 
Folgendes zum Beſcheid. 

Die preußiſche Unterrichts-Verwaltung hat von jeher einen 
hohen Werth darauf gelegt, die Thätigkeit der Lehrer an den 
höheren Schulen nicht auf das Ertheilen des ihnen aufgetra⸗ 
genen Unterrichtes zu beſchränken, ſondern ihnen für alle wich⸗ 
tigen Fragen des Schullebens eine weſentliche Mitwirkung an⸗ 
zuvertrauen, und verdankt dieſer dem Lehrſtande gegebenen 
Stellung einen großen Theil der an den höheren Schulen er⸗ 
reichten Erfolge. Dabei iſt aber nie außer Acht gelaſſen wor⸗ 
den und darf nicht außer Acht gelaſſen werden, daß der Di: 
rektor zugleich der nächſte Vorgeſetzte der übrigen Mitglieder 
des Lehrerkollegiums iſt. 

Aus dieſen allgemeinen Geſichtspunkten findet die Frage 
ihre Erledigung, für welche Sie meine Entſcheidung nachſuchen, 

„ob der Direktor das Recht habe, der Berechtigung von 
Anträgen eines Lehrers, welche im Sinne des $. 8 der 
Lehrerinſtruktion vom 22. Januar 1868 erfolgen, zu prä⸗ 
judiziren.“ 

Der 8. 8 der angezogenen Lehrerinſtruktion für die Pro⸗ 
vinz Brandenburg (Wieſe II. S. 196 ff.) lautet in dem be- 
treffenden Satze: 

„Anträge auf Berathung eines Gegenſtandes zu ſtellen, 
iſt jeder Lehrer berechtigt, hat jedoch dieſelben vorher 
anzumelden und die Reihenfolge fowie die Art der Bes 
handlung dem Direktor zu überlaſſen.“ 

Wenngleich nun weder durch den Wortlaut dieſes Satzes 
noch durch andere Vorſchriften der Lehrer- oder der Direktoren⸗ 
Inſtruktion für die Provinz Brandenburg eine ausdrückliche 
Entſcheidung der von Ihnen geſtellten Frage gegeben wird, ſo 
kann doch nach den oben angegebenen Geſichtpunkten deren 
Bejahung nicht zweifelhaft ſein. Der Direktor iſt nicht nur be⸗ 
rechtigt, ſondern auf das entſchiedenſte verpflichtet, Anträge, 
welche nicht zur Zuſtändigkeit der Konferenz gehören, oder welche 
ihm aus ſachlichen Gründen zu einer Erörterung in der Kon⸗ 
ferenz nicht geeignet ſcheinen, von derſelben zurückzuweiſen, wo⸗ 
gegen dem Antragſteller das Recht der Beſchwerde an die hö⸗ 
heren Inſtanzen unbenommen bleibt. Dieſer Stellung des Di⸗ 
rektors iſt in einigen der für andere Provinzen erlaſſenen und 
in Wieſe's Sammlung der Verordnungen und Geſetze für die 


höheren Schulen in Preußen abgedruckten Lehrer- und Direk⸗ 
toren⸗Inſtruktionen ein beſtimmter Ausdruck gegeben. So heißt 
es: der Direktor „geſtattet den Lehrern, Angelegenheiten, 
die er für die Konferenz geeignet findet, zur Beſpre⸗ 
chung zu bringen“ (Direktoren⸗Inſtruktion für die Rheinprovinz 
vom 15. Juli 1867 §. 3 — a. a. O. II. ©. 169). Der Di⸗ 
rektor „beſtimmt die zu behandelnden Gegenſtände und die 
Reihenfolge derſelben“ (Direktoren-Inſtruktion für die Provinz 
Hannover vom 4. Mai 1873 f. 17 — a. a. O. II. S. 177). 

Daß dem Direktor dieſe verantwortliche Entſcheidung über 
Zulaſſung eines Antrages zur Konferenzberathung oder Aus⸗ 
ſchließung von derſelben überlaſſen bleiben muß, tritt übrigens 
recht deutlich in dem Falle hervor, welcher Ihnen Anlaß zu 
der Frage gegeben hat. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
den ordentlichen Realſchullehrer Herrn N., 
Wohlgeboren zu N. 
U. II. 2342. 


Miniſterial⸗Erlaſſe, das Verfahren bei der durch Konferenzbe⸗ 
ſchluß erfolgenden Ausſtellung der Zeugniſſe über die wiſſenſchaft⸗ 
liche Befähigung für den einjährig freiwilligen Militärdienſt be⸗ 
treffend. Vom 29. Mai und 9. Auguſt 1877. 
1. 
Berlin, den 29. Mai 1877. 

Das Reichskanzler-Amt hat unter dem 22. v. M. allge⸗ 
meine Anordnungen empfohlen, durch welche bei den in die 
Kategorie a. und b. des §. 90, 2 der deutſchen Wehrordnung 
vom 28. September 1875 eingereihten Lehranſtalten, ohne 
Beeinträchtigung der ihnen verliehenen Berechtigung das Zeug⸗ 
niß der wiſſenſchaftlichen Befähigung für den einjährig freiwil⸗ 
ligen Militärdienſt auf Grund eines Konferenzbeſchluſſes zu er⸗ 
theilen, die Strenge in der Ausübung dieſes Rechtes möglichſt 
geſichert werde. In Anerkennung des hohen Werthes, der da⸗ 
rauf zu legen iſt, daß die Ausübung jenes wichtigen Rechtes 
von jedem Scheine einer ungerechtfertigten Nachſicht frei bleibe, 
finde ich in dieſer Hinſicht Folgendes zu verordnen. 

Die Gefahr ungerechtfertigter Nachſicht tritt aus leicht er⸗ 
klärlichen Gründen bei den Schülern ein, welche an derjenigen 
Stelle, an welcher das fragliche Qualifikationszeugniß überhaupt 
erreichbar iſt, die Schule zu verlaſſen beabſichtigen. Manche 
Schulen haben, zur Abwehr der Gefahr oder des Scheines ei⸗ 
ner ungerechtfertigten Nachſicht aus eigenem Antriebe die Ein⸗ 
richtung getroffen, die Bewerber um das fragliche Zeugniß je⸗ 
denfalls einer ſchriftlichen und mündlichen Prüfung zu unter⸗ 
ziehen. Es iſt empfehlenswerth, daß dieſe als zweckmäßig an⸗ 
zuerkennende Einrichtung da, wo ſie beſteht, erhalten bleibe; 
indeſſen kann dieſelbe von Lehranſtalten, welche den Klaſſen a. 
oder b. a. a. O. angehören, nicht ausdrücklich gefordert werden. 

Dagegen iſt zu fordern, daß die Zuerkennung des mili⸗ 
täriſchen Befähigungs-Zeugniſſes mit derſelben Strenge und 
nach denſelben Grundſätzen erfolge, nach welchen über die Ver⸗ 
ſetzung der Schüler in die höhere Klaſſe, bezw. Abtheilung ei⸗ 
ner Klaſſe entſchieden wird. Es ſind dabei fortan folgende 
Beſtimmungen einzuhalten: 

1) Der Beſchluß über Zuerkennung des militäriſchen Qua⸗ 
lifikations⸗Zeugniſſes darf nicht früher gefaßt werden, als in 
dem Monate, in welchem der einjährige Beſuch der zweiten 
bezw. der erſten Klaſſe der betreffenden Schule abgeſchloſſen wird. 

2) In der Konferenzberathung über die Zuerkennung des 
Qualifikations⸗Zeugniſſes haben alle beim Unterrichte des Be⸗ 
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werbers um das Zeugniß betheiligten Lehrer ihr Votum abzu⸗ 
geben. Für die daraus zu ziehende Entſcheidung über die 
Zuerkennung ſind dieſelben Grundſätze einzuhalten, welche für 
die Verſetzung in eine höhere Klaſſe in Geltung ſind. Das 
Protokoll muß die Begründung der Zuerkennung vollſtändig 
erſichtlich machen, und zwar unter ausdrücklicher Bezugnahme 
auf den vollſtändigen Inhalt der Schulzeugniſſe des letzten 
Jahres, bezw. unter Beilegung einer Abſchrift dieſer Zeugniſſe. 
Wo das Letztere geſchieht, ſind die Zeugniſſe zwei Jahre lang 
als Beilage des Protokolles aufzubewahren und dann zu kaſſiren. 

3) Das Protokoll über die Verleihung des militäriſchen Be⸗ 
fähigungs⸗Zeugniſſes in den vorbezeichneten Fällen, d. h. an 
diejenigen Schüler, welche nach Erwerbung des Zeugniſſes die 
Schule zu verlaſſen beabſichtigen, iſt abgeſondert von dem all⸗ 
gemeinen Konferenzprotokoll zu führen; in dem letzteren iſt an 
der entſprechenden Stelle eine Verweiſung auf das Protokoll 
über Zuerkennung der Militärzeugniſſe zu geben. 

Bei denjenigen Schülern, welche die Schule bis zu ihrem 
Abſchluſſe oder jedenfalls über die Stelle hinaus, an welcher 
das Militärzeugniß erreichbar iſt, beſuchen, tritt die Gefahr 
nicht ein, daß die Rückſicht auf das Geſuch um das Qualifi⸗ 
kationszeugniß zu einer Nachſicht in der Beurtheilung veranlaſſe. 
Dadurch, daß einem Schüler in der Verſetzungskonferenz die 
Verſetzung in die, über den Zeitpunkt des Militärzeugniſſes 
nächſt höhere Klaſſe, bezw. Klaſſenabtheilung, bedingungslos 
zuerkannt iſt, wird demſelben, ohne daß es dazu noch eines 
beſonderen Beſchluſſes bedürfte, zugleich das militäriſche Qua⸗ 
lifikationszeugniß zuerkannt. Daſſelbe iſt von jetzt an den auf 
der Schule verbleibenden Schülern zugleich mit dem Schulzeug⸗ 
niſſe auszuſtellen und einzuhändigen. In dem Schlußſatze des 
Zeugniſſes iſt in dieſem Falle ſtatt Konferenz zu ſchreiben: Ver⸗ 
ſetzungs-Konferenz. Die Inhaber eines ſolchen Qualifikations⸗ 
Zeugniſſes bedürfen bei einer erſt ſpäter eintretenden Anwen⸗ 
dung dieſes Zeugniſſes nur noch einer Beſcheinigung des Di⸗ 
rektors über ihre ſittliche Führung in der dazwiſchen liegen— 
den Zeit. 

Die bisherige Beſtimmung, daß die Konzepte aller mili⸗ 
täriſchen Befähigungszeugniſſe in einem beſonderen gehefteten 
und paginirten Bande aufzubewahren ſind, bleibt in unverän⸗ 
derter Geltung. Wenn die Ausſtellung eines Duplikates für 
ein verloren gegangenes Militärzeugniß nachgeſucht wird, ſo 
iſt die Schule ermächtigt, dafür eine Gebühr von Drei Mark 
zu fordern; dieſelbe fließt dem Fonds für die Bibliothek der 
Schule zu. Die Abſchrift iſt ausdrücklich als Duplikat zu be⸗ 
zeichnen. 

Das Königliche Provinzial-Schulkollegium wolle von den 
vorſtehenden Beſtimmungen die betreffenden Schulen Seines 
Amtsbezirkes in Kenntniß ſetzen und ihnen deren genaue Be⸗ 
folgung zur Pflicht machen. Durch die unter Nr. 3 gegebene 
Vorſchrift über das Protokoll iſt es den techniſchen Räthen des 
Königlichen Provinzial-Schulkollegiums erleichtert, bei perſön⸗ 
licher Anweſenheit an einer Schule von dem Verfahren bei Er⸗ 


theilung der militäriſchen Qualifikationszeugniſſe Kenntniß zu 


nehmen. Die bloße Thatſache dieſer Kenntnißnahme wird dazu 
beitragen, in das Verfahren der Schule bei Ertheilung des 
fraglichen Zeugniſſes die wünſchenswerthe gleichmäßige Strenge 
zu bringen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

An Falk. 
0 um 108910 Provinzial⸗Schulkollegien. 


2. 
Berlin, den 9. Auguſt 1877. 

In Folge der von einigen Seiten ergangenen Anfragen 
ſehe ich mich zu folgenden Erläuterungen bezw. Abänderungen 
der Zirkular: Verfügung vom 29. Mai d. J. — U. II. 1089 
— veranlaßt. 

1) Der Beſtimmung in $. 90 a. und b. der deutſchen Wehr: 
ordnung vom 28. September 1875, wonach der einjährige er⸗ 
folgreiche Beſuch der betreffenden Klaſſe zur Darlegung der 
wiſſenſchaftlichen Befähigung für den einjährigen Militärdienſt 
genügt, iſt bisher in vielen Fällen eine unſtatthafte Auslegung 
gegeben worden, indem bei der Zuerkennung der Zeugniſſe we⸗ 
ſentlich geringere Anforderungen geſtellt worden ſind, als für 
die Verſetzbarkeit in die nächſt höhere Klaſſe bezw. Klaſſenord⸗ 
nung. Um dieſer durchaus ungerechtfertigten Milde der Beur⸗ 
theilung für die Zukunft vorzubeugen, iſt unter Nr. 2 der Zir⸗ 
kularverfügung angeordnet worden, daß über die Zuerkennung 
des Qualifikationszeugniſſes dieſelben Grundſätze einzuhalten 
ſind, welche für die Verſetzung in eine höhere Klaſſe in Gel⸗ 
tung find. Dabei wird als Regel angenommen, daß die Ent: 
ſcheidung über Ertheilung des Qualifikationszeugniſſes in der 
Verſetzungskonferenz am Schluß des Schuljahres bezw. Halb: 
jahres getroffen wird. Da indeſſen Fälle eintreten können, in 
welchen die Verſchiebung der Entſcheidung bis zu dem bezeich- 
neten Zeitpunkte eine Härte mit ſich führen würde, ſo iſt un⸗ 
ter Nr. 1 a. a. O. den Direktoren die Ermächtigung gegeben, 
die Beſchlußfaſſung in ſolchen Fällen bereits vor dem völligen 
Ablaufe des einjährigen Beſuches der Klaſſe herbeizuführen. 
Aber bei der engen Begrenzung dieſer Friſt iſt es auch dann 


der Konferenz noch möglich, ſich ein Urtheil darüber zu bilden, 


ob der betreffende Schüler bis zum Schluß des einjährigen Be⸗ 
ſuches der Klaſſe vorausſichtlich die Verſetzung in die nächſt 
höhere Klaſſe erreichen wird oder nicht, und es iſt darum auch 
in dieſem Falle die unter Nr. 2 gegebene Anordnung unbedingt 
als Maßſtab der Beurtheilung feſtzuhalten. 

Durch die Beſtimmung des zweiten Abſatzes in Nr. 3 der 
Zirkularverfügung ſoll andererſeits der in einzelnen Fällen vor⸗ 
gekommenen Unbilligkeit entgegengetreten werden, daß Schü⸗ 
lern, welche in die nächſt höhere Klaſſe bezw. Klaſſenordnung 
verſetzt worden ſind, wegen geringerer Leiſtungen in dieſer 
Klaſſe die Ertheilung des Qualifikationszeugniſſes verſagt wor⸗ 
den iſt. 

2) Da in dem Schema 17 zu 8. 90 der deutſchen Wehr⸗ 
ordnung, abweichend von den früher geltenden Beſtimmungen, 
die Bemerkung weggelaſſen iſt, daß das Zeugniß in der Kon⸗ 
ferenz feſtgeſtellt worden iſt, jo iſt im zweiten Abſatze von Nr. 3 
der Zirkularverfügung vom 29. Mai cr. der Satz: „In dem 
Schlußſatze des Zeugniſſes iſt in dieſem Falle ſtatt Konferenz 
zu ſchreiben: Verſetzungskonferenz“ zu ſtreichen. Selbſtverſtänd⸗ 
lich wird durch dieſe Weglaſſung an den Vorſchriften, welche 
bei Ertheilung des Qualifikationszeugniſſes zu beobachten ſind, 
im Uebrigen nichts geändert. 

3) Um mit dem bezeichneten Schema 17 des §. 90 völlige 
Uebereinſtimmung herbeizuführen, iſt im dritten Abſatze von Nr. 3 
a. a. O. die Gebühr für ein Duplikat des Zeugniſſes in jedem 
Falle von drei Mark auf 50 Pfennige herabzuſetzen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Förſter. 


An 
ſämmtliche Königl. Provinzial⸗Schulkollegien. 
U. II. 1892. 
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Miniſterial⸗Erlaß, die Zuſtändigkeit bei Entſcheidung über An⸗ 
träge auf Erlaß der Seminar⸗Ausbildungskoſten betreffend. 
Vom 8. November 1876. 

Berlin, den 8. November 1876. 

Auf den Bericht vom 17. September d. J. erkläre ich mich 
unter den angezeigten Umſtänden und im Verfolg meines Er⸗ 
laſſes vom 4. Mai d. J. — 1949 U. III. — damit einver⸗ 
ſtanden, daß den Königlichen Regierungen und beziehungsweiſe 
Konſiſtorien nicht allein die Entſcheidung über Anträge von 
ehemaligen Seminariſten auf gänzlichen oder theilweiſen Erlaß 
der auf Grund von Aufnahme-Reverſen zu leiſtenden Rückzah⸗ 
lungen, ſondern auch der Beſchluß über die Einklagung der 
Rückzahlungen zu überlaſſen iſt und von dem Königlichen 
Provinzial⸗Schulkollegium nur die Aufnahme-Reverſe ſowie 
die Beträge der zu beanſpruchenden Rückzahlung mitzuthei⸗ 
len ſind. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 


Abſchrift zur Kenntnißnahme und Nachachtung. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
die übrigen Königlichen Provinzial⸗Schulkollegien, die 
Königl. Regierungen, die Königl. Konfiftorien der 
Provinz Hannover und den Königl. Ober-Kirchen⸗ 
rath zu Nordhorn. 
U. III. 11795. 


Vereinbarung mit dem Herzoglich Sächſiſchen Staats⸗Miniſterium 
zu Gotha über gegenſeitige Anerkennung der Prüfungszeugniſſe 
für Lehrerinnen. Vom 26. September 1877. 

Berlin, den 26. September 1877. 

Mit dem Herzoglich Sächſiſchen Staats-Miniſterium zu 
Gotha habe ich ein Uebereinkommen dahin getroffen, daß die 
im Königreiche Preußen auf Grund der Prüfungsordnung 
für Lehrerinnen vom 24. April 1874 ausgeſtellten Befähigungs⸗ 
zeugniſſe auch in den Herzogthümern Koburg und Gotha 
als giltig anerkannt, ſomit deren Inhaberinnen zum Schul- 
dienſte in dieſen Herzogthümern zugelaſſen werden — und daß 
diejenigen Schulamtsbewerberinnen, welche an dem Lehrerin— 
nen⸗Seminar zu Gotha auf Grund der von dem Herzoglichen 
Staats: Minifterium daſelbſt unter dem 21. Juli 1877 geneh⸗ 
-migten Prüfungsordnung für dieſes Seminar das Zeugniß der 
Befähigung zu Lehrerinnenſtellen an Volksſchulen ſowie an 
mittleren und höheren Mädchenſchulen erlangt haben, auch im 
Königreiche Preußen die Anſtellungsfähigkeit erhalten. 

Die Königliche Regierung ꝛc. ſetze ich hiervon zur Beach— 
tung und weiteren Veranlaſſung in Kenntniß. 


An 
die Königl. Regierungen, das Königl. Provinzial⸗ 
Schulkollegium hier, die Königl. Konſiſtorien in 
der Provinz Hannover und den Königl. Ober⸗ 
Kirchenrath zu Nordhorn. 


Abſchrift erhält das Königliche Provinzial-Schulkollegium 
zur Beachtung und weiteren Veranlaſſung. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
die zu Provinzial⸗Schulkollegien. 
U. III. 13715. 


Geſchäfts⸗Anweiſung für die mit der öffentlichen Armenpflege 
Berlins betrauten ſtädtiſchen Organe. Vom 6. September 1875. 
(Fortſetzung aus Nr. 45, Spalte 692.) 

§. 17. Jeder Armen⸗Kommiſſion wird ein ihrer Monats: 
ausgabe entſprechender Geldbetrag überwieſen, welcher der „eis 
ſerne Beſtand“ heißt und allmonatlich nach abgelegter Rech— 
nung von der Haupt⸗Armen⸗Kaſſe ergänzt wird. Wachſen die 
Ausgaben einer Kommiſſion ſo an, daß der eiſerne Beſtand 
nicht mehr ausreicht, ſo kann ſeine angemeſſene Erhöhung bei 
der Armen-Direktion beantragt werden. 

§. 18. Der Vorſteher empfängt ſämmtliche eingehenden 
Sachen, führt ein Tagebuch darüber, deputirt 2 Mitglieder zu 
den vorzunehmenden Prüfungen, führt die geſammte Korre⸗ 
ſpondenz und verwaltet Regiſtratur und Kaſſe. 

Derſelbe hat zu ſeiner und ſeiner Amtsnachfolger Infor: 
mation ſämmtliche Verfügungen der Armen⸗Direktion zu aſſer⸗ 
viren und zu drei General-Aktenſtücken zu verbinden, welche in 
folgender Weiſe zu bezeichnen ſind: 

I. Generalien und Inſtruktion. 

Hierher gehören alle die Abänderung der Geſchäftsanwei⸗ 
fung für die Armen⸗Kommiſſionen betreffenden und ſonſtigen 
inſtruktiven Beſtimmungen der Armen⸗Direktion, unter Andern 
auch die Nachweiſung derjenigen Perſonen, die nicht mit baa⸗ 
rem Gelde unterſtützt werden ſollen. 

II. Lokale und perſonelle Angelegenheiten. 

Zur Aufnahme der Verfügungen hinſichtlich der Aenderung 
der Kommiſſions⸗Grenzen, und des Wechſels im Perſonale der 
Armen⸗Kommiſſions⸗Vorſteher und Mitglieder (inkl. Stadtver⸗ 
ordneten und Bezirks⸗Vorſteher) ſowie der Aerzte, Optiker, Ban⸗ 
dagiſten ꝛc. beſtimmt. 

III. Spezieller Geſchäftsbetrieb, 
enthaltend die in Folge der Monatsberichte erlaſſenen Dekrete 
und alle auf einzelne Spezialien Bezug habende Verfügungen. 

Dieſe drei Aktenſtücke find mit einem jederzeit kurrent zu 
erhaltenden Inhaltsverzeichniſſe zu verſehen. 

§. 19. Um den Kommiſſionen das Schreibgeſchäft zu er⸗ 
leichtern und Uebereinſtimmung hineinzubringen, ſind eine An⸗ 
zahl von Formularen eingeführt, deren Probeheft nebſt Ver: 
zeichniß dem Vorſteher übergeben wird. Der Bedarf an For⸗ 
mularen iſt mit Anführung ihrer Nummer in dem Verzeichniſſe 
von dem General-Bureau der Armen⸗Direktion zu verſchreiben, 
bei welcher auch zum Journale der neu eingehenden Sachen, 
zum Kaſſenbuche und Kollekten-Heberegiſter gebundene Bücher 
vorräthig gehalten werden. Da die Ausgabe für Formulare 
bedeutend iſt, ſo ſind Liquidationen und Heberegiſter nicht ſtär⸗ 
ker anzulegen als nöthig iſt, um auf ein Jahr auszureichen. 
Der Bedarf an ſonſtigen Formularen iſt auch nur in mäßiger 
Quantität zu erfordern und der Vorrath vor dem Verderben, 
ſowie einer beſtimmungswidrigen Benutzung unter Verſchluß 
zu bewahren. 

Daſſelbe gilt von den Schreibmaterialien, die die Armen⸗ 
Direktion auf Verlangen des Vorſtehers auf das Depot des 
Magiſtrats anweiſt. 

F. 20. Bei jeder Kommiſſion findet zur Berathung der Ar⸗ 
men⸗Angelegenheiten ihres Bezirkes allmonatlich, in der Regel 
an einem der letzten Tage des Monats, eine Konferenz ſtatt. — 
In dringenden Fällen ſetzt der Vorſteher auch beſondere Kon⸗ 
ferenzen an. 

Tag, Stunde und Ort der Konferenzen ſind jedesmal 
ſämmtlichen Mitgliedern, alſo auch den Stadtverordneten und 
Bezirks⸗Vorſtehern, und den nach §. 4 der Kommiſſion ſich an— 
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schließenden Geiſtlichen, ſowie dem betreffenden Armenarzte zei⸗ 
tig bekannt zu machen. 

Wenn irgend thunlich, find dieſe Konferenzen nicht auf 
Tage anzuberaumen, an welchen die Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung ihre Sitzungen hält. 

f 8.21. Mitglieder, die ohne genügende Entſchuldigung 3 

mal hintereinander die Konferenz der Kommiſſion verſäumt ha⸗ 
ben, ſind von dem Vorſteher zur Angabe ihrer Behinderungs— 
gründe aufzufordern; die betreffende Erklärung iſt event. zur 
Anwendung geeigneter Maßregeln der Armen-Direktion an⸗ 
zuzeigen. 

§. 22. Um einen giltigen Beſchluß in der Konferenz zu 
faſſen, müſſen, einſchließlich des Vorſtehers, wenigſtens 3 Mit⸗ 
glieder gegenwärtig ſein, die an den laufenden Geſchäften der 
Kommiſſion fortwährend thätigen Antheil nehmen. 

Alle Mitglieder haben gleiches Stimmrecht und werden 
ſämmtliche Beſchlüſſe durch abſolute Majorität gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſtehers. 

§. 23. Konferenz-Protokolle, Beſchlüſſe, Berichte u. ſ. w. 
werden von dem Vorſteher und denjenigen Mitgliedern, die der 
Berathung beigewohnt haben, unterſchrieben. 

Wer bei einem Beſchluſſe abweichender Meinung geweſen und 
überſtimmt worden iſt, hat denſelben doch mit zu unterſchreiben, 
wobei ihm aber unbenommen iſt, in einer abgeſonderten Bes 
merkung feine abweichende Meinung zur Kenntniß der Armen: 
Direktion zu bringen. 

§. 24. Welche Gegenſtände das Konferenz-Protokoll um: 
faſſen muß, iſt durch ein beſonderes Formular (Nr. 7) beſtimmt. 

Das Konferenz⸗Protokoll wird zweifach ausgefertigt. 

Das eine Exemplar verbleibt bei den Kommiſſions-Akten 
und kann von Mitgliedern, die behindert geweſen ſind, der 
Konferenz beizuwohnen, in der Behauſung des Vorſtehers ein⸗ 
geſehen werden. 

Das andere Exemplar iſt der Armen-Direktion mit dem 
ſogenannten Monats-Berichte zu überſenden, und zwar mög⸗ 
lichſt bald nach ſtattgehabter Monats⸗Konferenz, ſpäteſtens aber 
bis zum 15. jeden Monats, damit die in der Konferenz aus 
dem eiſernen Beſtande gezahlten Gelder, nach Prüfung der 
Richtigkeit, noch im Laufe des Monats angewieſen werden 
können. 

§. 25. 
ſtehen. 


Die geordnet einzureichenden Monats -Berichte be⸗ 


1. aus dem vorgedachten Protokolle, 

2. aus der Nachweiſung der ertheilten Extra-Unter⸗ 
ſtützungen, 

3. aus der Almoſen- und Pflegegeld-Liſte, 

4. aus den zur Juſtifikation der Ausgaben beigefüg⸗ 
ten Akten, 

5. aus den Nachweiſungen der ertheilten Krankenſcheine 
und Freibegräbniſſe, 

6. aus dem Kaſſenbuche der Kommiſſion, ausgenom⸗ 
men wenn an der Spitze derſelben ein beſoldeter Vor: 
ſteher ſteht, da bei dieſem allmonatlich eine Kaſſen⸗ 
Reviſion ſtattfindet, 

7. aus den Quittungen über den Empfang der Almo⸗ 
ſen⸗ und Pflege: Alten Seitens derjenigen Armen⸗ 
Kommiſſionen, in deren Bezirk laufend unterſtützte 
Perſonen verzogen ſind. 


Die Almojen- und Pflege: Akten der Kommiſſion find auf 
ihrem Deckel mit einer Nummer zu verſehen, die derjenigen 


Nummer entſpricht, unter welchen die Unterſtützten in der Al⸗ 
moſen⸗ und Pflegeliſte verzeichnet ſind. — Auf die Ueberein⸗ 
ſtimmung dieſer Nummern iſt ſtets mit Sorgfalt zu achten. 

Die Akten dürfen nicht loſe, ſondern müſſen der Zeitfolge 
nach geheftet, eingeſandt werden. 

Die Stadtſergeanten find nach §. 6 ihrer Inſtruktion zum 
Heften der Kommiſſions-Akten verpflichtet. 

Den Monats⸗Berichten dürfen andere nicht dazu gehörige 
Sachen niemals beigefügt werden, vielmehr ſind dergleichen 
Schriftſtücke, insbeſondere Anträge auf Gewährung von Un⸗ 
terſtützungen aus Wohlthätigkeits⸗Fonds und auf Verabfolgung 
von Bruchbändern, Bandagen, Bademarken u. dergl., auf Auf⸗ 
nahme in ein Hospital ꝛc. der Armen-Direktion beſonders zu 
überſenden. 

§. 26. Nach ſtattgehabter Reviſion des Monatsberichtes 
werden den Armen-Kommiſſionen mittelſt beſonderen Dekrets 
remittirt: 

die Almoſenliſte, 

die Pflegeliſte, 

das Kaſſenbuch, 
diejenigen Almoſen- und Pflege-Akten, welche nicht 
zur Erledigung einer Verfügung, oder weil die Un⸗ 
terſtützung abgeſetzt worden, bei der Armen⸗Direktion 
zurückbehalten werden mußten. 

In dem Dekret werden den Armen-Kommiſſionen von den 
remittirten Akten diejenigen bezeichnet, in welchen Verfügungen 
erlaſſen ſind, deren Erledigung durch die Kommiſſion zu erfol⸗ 
gen hat. 

Mit dem Januar-Monatsberichte ſind außer den alten 
Almoſen- und Pflegeliften auch die für das beginnende Jahr 
neu angelegten Liſten einzureichen. — Letztere werden von der 
Kalkulatur der Armen-Direktion mit den alten Liſten verglichen, 
feſtgeſtellt und nach Erledigung des Monatsberichtes den Kom- 
miſſionen remittirt, während die alten inzwiſchen erledigten 
Liſten in der Aſſervation der Kalkulatur verbleiben. 

Für die Anlegung der neuen Liſten können die Armen⸗ 
Kommiſſionen Schreibgebühren liquidiren oder deren Anferti⸗ 
gung durch die Armen-Direktions-Kanzlei beantragen. 

8.27. Die Erhebung der aus dem eiſernen Beſtande ge: 
zahlten, Seitens der Armen-⸗Direktion zur Erſtattung angewie⸗ 
ſenen Gelder geſchieht gegen unterſchriebene und geſtempelte 
Quittung des Vorſtehers vom 25. jeden Monats ab bei der 
Haupt⸗Armen⸗Kaſſe. 

Sollten auf einzelne Monats-Berichte wegen ihrer verſpä⸗ 
teten Einreichung und Erledigung Zahlungs-Anweiſungen über 
die ausgelegten Beträge zur Ergänzung des eiſernen Beſtandes 
nicht mehr rechtzeitig ergehen können, um die Anfangs des 
folgenden Monats erforderlichen neuen Zahlungen zu leiſten, 
ſo können ausnahmsweiſe die betreffenden Vorſteher gegen eine 
Interims⸗Quittung den ausgelegten und von der Kalkulatur 
auf derſelben als richtig beſcheinigten Betrag vom 25. des Mo: 
nats ab bei der Haupt⸗Armen⸗Kaſſe als Vorſchuß erheben. 

Nach erfolgter Feſtſetzung der Monats-Liquidation iſt die 
Interims⸗ Quittung gegen die ordentliche Quittung umzu⸗ 
tauſchen. 

F. 28. Ueber den Geldverkehr der Kommiſſion führt der 
Vorſteher — falls er nicht zur Zahl der beſoldeten gehört — 
zwei Kaſſenbücher nach Formular 3 in der Art, daß derſelbe 
jeden Monat in der Einnahme-Abtheilung den eiſernen Be- 
ſtand voranſchreibt, in der Ausgabe-Abtheilung gegenüber die 
jedem Mitgliede an Almoſen und Pflegegeld gezahlten Sum: 
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men, ſodann die Extra-Unterſtützungen — jedes einzeln — 
vermerkt; der Vorſteher rechnet beide Abtheilungen jedoch noch 
nicht auf, ſondern ſtellt zuvor — wenn die Erſtattung der Aus⸗ 
gaben erfolgt iſt — dieſe wieder in Einnahme und ſchließt nun 
erſt ab. 

Alsdann muß nach Abzug der Ausgabe von der Ein⸗ 
nahme der eiſerne Beſtand verbleiben, welcher wieder im näch— 
ſten Monat voranzuſchreiben iſt. 

Ueber die im Kaſſenbuche verausgabten Summen iſt in der 
letzten Spalte deſſelben von den Mitgliedern, welche ſie zur 
Auszahlung empfangen haben, zu quittiren. 

Während das eine Exemplar des Kaſſenbuches der Armen⸗ 
Direktion mit dem Monatsberichte überſandt iſt, bedient ſich 
der Vorſteher des zweiten Exemplares zur Notirung ſeiner Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben und fügt dieſes Buch dem im folgen⸗ 
den Monat der Armen-Direktion einzureichenden Monats = Bes 
richte bei, ſo daß das Kaſſenbuch Nr. 1 in den Monaten mit 
ungeraden Zahlen, das Kaſſenbuch Nr. 2 in den mit geraden 
Zahlen eingereicht wird. 

§. 29. Ueber Zahlungen an Kommiſſionsmitglieder hat 
der Stadtſergeant, falls er das Geld austrägt, ſofort dem Bor: 
ſteher Quittung zu überbringen. 

Die abzuſendenden Schriften ſind ſtets verſchloſſen mitzu⸗ 
geben und mit der Adreſſe, an welche fie gelangen ſollen, deut: 
lich und vollſtändig zu verſehen, um Verſchleppung und Ver⸗ 
luſt der Sachen zu verhüten. 

§. 30. Ueber die nicht in baarem Gelde beſtehenden Un: 
terſtützungen, als freie Kur und freies Begräbniß, führt der 
Vorſteher nach Form. 22 und 124 beſondere Nachweiſungen, 
in welchen die Empfänger von dergleichen Bewilligungen voll⸗ 
ſtändig nach Namen, Stand und Wohnung — Almoſen- und 
Pflegegeld-Empfänger außerdem noch mit Anführung dieſes 
Verhältniſſes — zu bezeichnen ſind. Die Nachweiſung wird 
unterſchrieben und monatlich mit dem Konferenz-Protokoll der 
Armen⸗Direktion überſandt, bei deren Alten fie verbleibt. 

Ueber die Bewilligung von Bruchbändern und Brillen wer⸗ 
den mit den Empfängern Verhandlungen nach Form. 5a und 
reſp. 6 aufgenommen und dieſe der Armen⸗Direktion beſonders 
eingereicht. 

$. 31. Das Kommunal-Blatt der Stadt Berlin wird 
ſämmtlichen Vorſtehern und Mitgliedern der Armen-Kommiſ⸗ 
ſionen allwöchentlich zugeſtellt. 

Jeder Empfänger hat ſich mit dem Inhalte deſſelben, ins⸗ 
beſondere ſoweit es die Armenverwaltung betrifft, vollſtändig 
vertraut zu machen und daſſelbe mit dem Sachregiſter ſorg⸗ 
fältig aufzubewahren. 

Dem Vorſteher wird außerdem nach Jahresſchluß noch ein 
gebundenes zweites Exemplar, das er als Inventarſtück der 
Kommiſſion zu führen und feinem Nachfolger im Amte zu über⸗ 
liefern hat, zugeſtellt. 

§. 32. Die im Kommunal-Blatte oder durch beſondere Zir⸗ 
kulare erlaſſenen Beſtimmungen, welche zur Ergänzung oder 
Abänderung der gegenwärtigen Geſchäfts-Anweiſung dienen, 
ſind von dem Vorſteher in ſeinem Exemplare dieſer Anweiſung, 
daß zu dieſem Behufe mit weißem Papier durchſchoſſen werden 
kann, am betreffenden Orte mit näherer Bezeichnung, woher ſie 
entnommen ſind, zu notiren. 

Ingleichen iſt die Perſonal⸗Nachweiſung aus der im Kom⸗ 
munal=Blatte erſcheinenden Chronik ſtets zu berichtigen. Et: 
wanige Zirkular⸗Verfügungen find jederzeit in den Monats⸗Kon⸗ 
ferenzen vorzuleſen, und von allen Anweſenden, zum Zeichen 


der erfolgten Bekanntmachung, zu unterſchreiben, bevor ſie in 
die im §. 18 erwähnten Akten eingeheftet werden. 

§. 33. Die Armen⸗Kommiſſionen dürfen mit auswärtigen 
Behörden nicht in Schriftwechſel treten, haben vielmehr vor— 
kommenden Falls die Armen-Direktion von dem betreffenden 
Gegenſtande vollſtändig in Kenntniß zu ſetzen und derſelben 
das Weitere zu überlaſſen. 

Sie können jedoch auf Erſuchen hieſiger Behörden, Ver— 
eine und Einwohner über Armuths-Verhältniſſe einzelner Per⸗ 
ſonen Auskunft geben und ſolche von ihnen einziehen. 

8.34. Zu dem Anſchreiben einer Armen-Kommiſſion an 
die andere um Auskunft über die Vermögens- und Erwerbs⸗ 
Verhältniſſe einer Perſon dient der Fragebogen Formular Nr. 9. 

Das Königliche Einwohner-Melde-Amt, Poſtſtraße Nr. 16, 
ertheilt den Kommiſſionen auf ſchriftliche Anfrage nach Formu⸗ 
lar 110 in Angelegenheiten der Armenpflege über die Wohnun⸗ 
gen von hieſigen Einwohnern unentgeltliche Auskunft. 

§. 35. Zu den Akten über Almoſen- und Pflegegeld-Em: 
pfänger ſind die Umſchläge Form. 11 beſtimmt, die in allen 
ihren Rubriken ſorgfältig zu beſchreiben ſind. 

Beim Anlegen von dergleichen Akten ſind die bei den 
Kommiſſionen oder in dem Spezial⸗Bureau der Armen⸗Direk⸗ 
tion vorhandenen Vorakten der Zeitfolge nach hinzuzuheften. 

Bei Anlage neuer Pflege⸗Akten iſt auf dem Aktendeckel vor 
dem Worte „Akta“ ſtets das Wort „Pflege“ hinzuzufügen. Die 
aus den Regiſtraturen des Arbeits- und Waiſenhauſes Seitens 
der Armen⸗Kommiſſionen erforderten Akten dürfen mit den Al⸗ 
moſen- und Pflege-Akten niemals verbunden werden. 

§. 36. Diejenigen Akten, welche die Kommiſſionen für 
ihren Geſchäftsbetrieb nicht mehr gebrauchen, find dem Spe⸗ 
zial⸗Bureau zuzuſenden. 

Sammeln ſich außerdem bei den Kommiſſionen Schriften, 
Formulare und dergleichen an, welche ihnen unbrauchbar ſcheinen, 
ſo ſind ſie von Zeit zu Zeit mit einem ſummariſchen Verzeich⸗ 
niffe derſelben an die Armen⸗Direktion als Makulatur abzugeben. 

8.37. Wenn ſich ein Armer um eine Unterſtützung mel⸗ 
det, fo iſt ihm keine ſchriftliche Eingabe abzufordern, da dies 
meiſt nur dem Unweſen der Winkelſchreiber Vorſchub leiſtet und 
den Bittſtellern unnütze Koſten verurſacht. 

Die Bittſteller ſind auch nicht zur Anmeldeſtube der Ar⸗ 
men⸗Direktion zu ſchicken, um ſich dort vernehmen zu laſſen. 

Vielmehr hat der Regel nach der Vorſteher dieſe Verneh⸗ 
mung mit Benutzung der zur Aufnahme von Geſuchen beſtimm⸗ 
ten Formulare ſofort ſelbſt zu bewirken, falls er ſich nicht ver⸗ 
anlaßt ſieht, die Ausfüllung des Fragebogens dem Revier⸗De⸗ 
putirten zu überlaſſen. 

Manche Geſuche wird der Vorſteher als ganz unbegründet, 
unzuläſſig, reſp. als unrechten Orts angebracht, gleich münd⸗ 
lich erledigen, oder aber Anträge bereits früher von der Kom⸗ 
miſſion ſelbſt unterſtützter Perſonen kurz aufnehmen oder zu 
den Akten vermerken können, ohne daß dazu ein ganzer For⸗ 
mularbogen verwendet wird. 

§. 38. Die Namen der Armen find in den über ihre An- 
träge auszufüllenden Formularen oder ſonſt gemachten Vermer⸗ 
ken vollſtändig und richtig anzugeben, wobei insbeſondere Ver⸗ 
wechſelungen der Anfangsbuchſtaben B und P, C und K, F 
und V, G und J zu vermeiden find. Dem Namen iſt die An: 
gabe des Handwerkes oder der ſonſtigen bürgerlichen Stellung 
beizufügen; bei Wittwen ſind ſowohl deren Vor- und Geburts⸗ 
namen, als auch die Standes- oder Erwerbsverhältniſſe des 


verſtorbenen Ehegatten zu vermerken. 
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Die den Armen abgenommenen ſchriftlichen Geſuche find 
in dieſer Beziehung zu ergänzen. 

§. 39. Bei eingehenden Unterſtützungsgeſuchen hat der 
Vorſteher zu erforſchen, ob der Bittſteller ſchon früher unter⸗ 
ſtützt worden, oder in einer Anſtalt geweſen iſt, und ob über 
ihn Akten des Spezial-Bureaus oder Waiſenhaus⸗, Hospitals, 
Siechenhaus- oder Arbeitshaus-Akten vorhanden fein möchten. 
Erſtere find von der Spezial-Regiſtratur des Plenum, die an⸗ 
deren von den Regiſtraturen der Inſtitute unmittelbar zu er⸗ 
fordern. 

Das Ablangen und Zurückgeben der Akten, welches letztere 
ſtets an die betreffende Regiſtratur direkt erfolgen muß, geſchieht 
mittelſt des hierzu eigens eingeführten Journals (Form. 60), 
in welchem zur Erleichterung des Aufſuchens der Akten die zur 
Bezeichnung der betreffenden Perſonen beſtimmten Rubriken 
möglichſt genau und vollſtändig auszufüllen ſind. 

§. 40. Die den Geſuchen beiliegenden Pfandzettel, Mili⸗ 
tair⸗Atteſte, Taufſcheine ꝛc. find den Bittſtellern ſogleich gegen 
Empfangs⸗Beſcheinigung zurückzugeben, damit ſie nicht verloren 
gehen können oder ihre Rückgabe beſonders erbeten werden muß. 

Diejenigen Papiere dagegen, welche zur Beurtheilung des 
Geſuches von Belang ſind, oder von den Bittſtellern zum Bet⸗ 
teln gemißbraucht werden können, als Armuths- und Krank⸗ 
heits⸗Atteſte, ſind bei den betreffenden Geſuchen zu belaſſen. 

§. 41. Alle von der Armen-Direktion den Kommiſſionen 
mittelſt Verfügung zugefertigten Sachen, welche eine offene 
(nicht durchſtrichene) Journal-Nr. haben, müſſen von dem Vor⸗ 
ſteher zur betreffenden Regiſtratur der Armen-⸗Direktion baldigſt 
erledigt zurückgegeben werden, ſelbſt wenn die Bittſteller durch 
die Kommiſſion mündlich oder mittelſt des dazu vorhandenen 
Formulars Nr. 10 abſchläglich beſchieden worden ſind. Ver⸗ 
zieht Bittſteller, ehe die Recherche ſtattgefunden hat, und iſt 
feine neue Wohnung bekannt, jo hat die Armen-Kommiſſion, 
welcher die Sache zur Prüfung zugegangen, dieſelbe derjenigen 
Kommiſſion brevi manu zu überſenden, in deren Bereich Sup⸗ 
plikant verzogen iſt. 

Der Armen-⸗Direktion iſt hiervon per Formular 112 un: 
geſäumt Anzeige zu machen. 

Diejenigen Sachen, wo die Journal-Nr. der Direktion 
durchſtrichen iſt, verbleiben bei den Kommiſſionen. 

8.42. Bei denjenigen von den Höchſten Herrſchaften der 
Armen: Direktion zum Berichte zugeſertigten, reſp. remittirten 
Bittgeſuchen, welche den Kommiſſionen mit einer beſonderen 
Regiſtratur-Anzeige zugehen, find die Gutachten und Beſchlüſſe 
nicht auf die Bittſchriften, ſondern auf den Umſchlag oder ei— 
nen beſonderen Bogen zu ſetzen. 

Daſſelbe Verfahren tritt auch bei anderen Sachen ein, 
welche der Armen-Direktion unter Beding der Rückgabe zuge: 
gangen find und von ihr mit Verfügung auf einem beſonde— 
ren Umſchlage den Kommiſſionen zur Begutachtung zugefertigt 
werden. 

8.43. Werden die an Höchſte Herrſchaften gerichteten Un⸗ 
terſtützungsgeſuche mit dem Bemerken: „zur weiteren Veranlaſ— 
fung“ an die Armen-Kommiſſionen abgegeben, jo iſt damit an— 
gedeutet, daß ſie von denſelben nach den Grundſätzen der Ar: 
menpflege zu erledigen find, und nicht aus anderen, der Ar 
men⸗Direktion zur Dispofition ſtehenden Fonds, — insbeſon⸗ 
dere nicht aus dem Königlichen Wohlthätigkeits⸗- Fonds — ha⸗ 
ben berückſichtigt werden können. 

Werden dagegen ſolche Geſuche der Armen-Kommiſſion 
zur Prüfung und Berichterſtattung übertragen, fo iſt dieſer Auf: 


trag auszuführen, nicht aber aus Armenfonds ſofort eine Un⸗ 
terſtützung zu gewähren, es ſei denn, daß Gefahr im Ver- 
zuge iſt. 

§. 44. In Bezug auf die von den Höchſten Herrſchaften 
remittirten Geſuche wird nachrichtlich angemerkt, daß ſie erfah⸗ 
rungsmäßig in der Regel von ſolchen Leuten eingereicht wer: 
den, die bei der gewöhnlichen Armenpflege abgewieſen worden 
ſind, oder die es noch auf eine Zubuße, zu dem was ſie von 
derſelben bereits erhalten, abgeſehen haben. 

Die Höchſten Herrſchaften werden durch dieſes Treiben, 
wozu von Winkelſchreibern aufgemuntert wird, ſehr beläſtigt, 
die remittirten Geſuche find daher gewöhnlich ebenſo, als wä⸗ 
ren ſie bei den Kommiſſionen unmittelbar angebracht worden, 
zu beurtheilen und iſt, wenn ſich durch die Unterſuchung her⸗ 
ausgeſtellt, daß die Einſender Querulanten ſind, denſelben in 
dem abſchläglichen Beſcheide noch eine Warnung zu ertheilen. 

§. 45. Die bei den Kommiſſionen unmittelbar angebrach⸗ 
ten und von denſelben abgewieſenen Hilfsgeſuche verbleiben in 
der Regel bei ihnen. 

Iſt der Bittſteller noch nicht unterſtützt, jedoch mit ihm 
Seitens der Kommiſſion ein Fragebogen aufgenommen worden, 


ſo geht ein ſolches Geſuch nach erfolgtem abſchlägigen Beſcheide 


an das Spezial⸗Bureau, damit dort zur ſpäteren Benutzung 
ein neues Aktenſtück angelegt werden kann. 

Finden die Kommiſſionen in den Gutachten der Prüfungs: 
Kommiſſarien nach ihrem Ermeſſen zur Kenntnißnahme der Ar⸗ 
men⸗Direktion geeignete wichtige und der Aufbewahrung werthe 
Notizen, jo find dergleichen Geſuche, nachdem die Bittſteller ab⸗ 
ſchläglich beſchieden worden, ebenfalls an das Spezial: Bureau 
abzugeben. 

8.46. Jede Prüfung muß nach Bewandtniß der Umſtände 
und unbeſchadet der Gründlichkeit möglichſt ſchnell erfolgen, 
und das Gutachten ſtets ſchriftlich abgegeben werden. 

Die hierzu im Laufe eines Monats den Mitgliedern über⸗ 
gebenen Sachen, welche in der Konferenz zum Vortrage kom⸗ 
men ſollen, müſſen wenigſtens 3 Tage vorher erledigt an den 
Vorſteher zurückgeſchickt werden, damit ſich derſelbe von dem 
Gutachten unterrichten, etwanige Mängel noch ergänzen und ſich 
ſo zum Vortrage der Sachen gründlich vorbereiten kann. 

Der hierauf erfolgende Konferenzbeſchluß iſt mit den Mo⸗ 
tiven hinter dem Gutachten niederzuſchreiben und wenn er ab: 
weichend von dem Antrage der Prüfungs-Kommiſſarien aus⸗ 
gefallen, der Grund davon in dem Beſchluß mit anzumerken, 
damit die Armen⸗Direktion die Richtigkeit des letzteren bei der 
Reviſion beurtheilen kann. 

Bei Hilfsleiſtungen, welche ſogleich erforderlich ſind und 
nicht erſt von einem Konferenz⸗Beſchluß abhängig gemacht wer⸗ 
den können, iſt hiernach auch die vorangehende Prüfung zu 
beeilen. 

§. 47. Dem Stadtſergeanten darf nie ein bei der Kom: 
miſſion eingegangenes, oder ihr von einer anderen Behörde 
mitgetheiltes Geſuch irgend welcher Art zur Unterſuchung, Be— 
richterſtattung oder Begutachtung zugeſtellt werden. 

Nur wenn es auf einen von den Prüfungs-Kommiſſarien 
vielleicht außer Acht gelaſſenen Nebenumſtand ankommt, kann 
unter ausdrücklicher Bezeichnung deſſelben der Stadtſergeant 
mit deſſen Ermittelung beauftragt werden. 

§. 48. Vierteljährlich werden diejenigen Armen-Kommiſ⸗ 
ſionen, welche die ihnen mit offenen dieſſeitigen Journal⸗Num⸗ 
mern zugegangenen Sachen länger als 3 Monate hinter ſich 
haben, an deren Remiſſion per Reſtenzettel erinnert. 
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Dieſe auf dem Reſtenzettel verzeichneten Sachen ſind von 
den Kommiſſionen ungeſäumt zu erledigen und an die Armen⸗ 
Direktion zurückzuſenden, reſp. iſt der Letzteren über die Hin⸗ 
derungsgründe binnen längſtens 8 Tagen Bericht zu erſtatten. 

§. 49. Die Beſchlüſſe und Anträge der Armen-Kommiſ⸗ 
fionen unterliegen der Beurtheilung der Armen-Direktion, welche 
als leitende Behörde ſo berechtigt wie verpflichtet iſt, darauf 
zu halten, daß die Armenpflege nicht in jedem Bezirke nach 
anderen Anſichten, ſondern überall nach den geſetzlichen Be: 
ſtimmungen und verfaſſungsmäßigen Grundſätzen übereinſtim⸗ 
mend verwaltet werde. 

§. 50. Die Kommiſſions-Mitglieder wollen ſich nicht durch 
Ungebührlichkeiten, Grobheit und Undank Seitens der Hilfeſu⸗ 
chenden ihr Amt verleiden oder zu einer lauen Verwaltung deſ⸗ 
ſelben bewegen, auch nicht ſich Unterſtützungen abtrotzen laſſen, 
vielmehr ſolchen Widerwärtigkeiten aus Nächſtenliebe und Bür⸗ 
gerſinn, Eifer, Geduld, Kraft und Beſonnenheit entgegen ſet⸗ 
zen und ſich des Beiſtandes der Armen-Direktion verſichert 
halten. 

Beleidigungen, 
Amte zugefügt werden, werden auf den Antrag des Beleidigten 
durch die Armen-Direktion der Staatsanwaltſchaft zur Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung überwieſen. 

§. 51. Durch das mit dem 1. Juli 1871 in Kraft getre⸗ 
tene Bundesgeſetz vom 6. Juni 1870, in Verbindung mit dem 
Preußiſchen Ausführungsgeſetze vom 8. März 1871 und der 
Miniſterial⸗Inſtruktion vom 10. April 1871, ſowie dem Bun⸗ 
desgeſetze über die Freizügigkeit vom 1. November 1867, dem 


Bundesgeſetze über den Erwerb und Verluſt der Bundes- und 


Staatsangehörigkeit im Deutſchen Bunde vom 1. Juni 1870 


und endlich der Verfaſſungsurkunde für das Deutſche Reich 
vom 16. April 1871 — Artikel 3 — durch alle dieſe Geſetze 
iſt die öffentliche Armenpflege im Deutſchen Reiche (vorläufig 
mit Ausſchluß von Bayern und Elſaß-Lothringen) einheitlich 
geregelt worden, jo daß jeder Bundesangehörige ſowohl in Be: | 


zug auf die Art und daß Maß der im Falle der Hilfsbedürf⸗ 
tigkeit zu gewährenden öffentlichen Unterſtützung, als auch in 
Bezug auf den Erwerb und Verluſt des Unterſtützungs-Wohn⸗ 
ſitzes, als Inländer zu behandeln iſt. 
§. 52. In allen Bundesſtaaten ſind die Organe der öf⸗ 
fentlichen Armenpflege die Ortsarmenverbände und Landarmen- 
verbände. Die Gemeinde Berlin bildet gleichzeitig einen Orts⸗ 
armenverband und einen Landarmenverband. Als Ortsarmen⸗ 
verband hat die Gemeinde Berlin für alle diejenigen Armen, 
welche einen Unterſtützungswohnſitz hier erworben haben, und 
als Landarmenverband für alle diejenigen Armen, welche in 
keinem beſtimmten Ortsarmenverbande einen Unterſtützungs⸗ 
Wohnſitz erlangt haben (heimathsloſe Armen) zu ſorgen. 
8.53. Der Unterſtützungs-Wohnſitz wird erworben durch: 
A. Aufenthalt, 
B. Verehelichung, 
C. Abſtammung. 


§. 54. A. Durch Aufenthalt. 


1. Wer in Berlin nach zurückgelegtem vier und zwanzig⸗ 
ſten Lebensjahre zwei Jahre lang ununterbrochen feinen ge⸗ 


wöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, erwirbt dadurch hierorts 


den Unterſtützungswohnſitz. 
2. Die zweijährige Frift läuft von dem Tage, an welchem 
der Aufenthalt bierjelbft begonnen iſt. Durch den Eintrtt in 


welche einem Kommiſſions-Mitgliede im 


eine Kranken-Bewahr- oder Heil-Anſtalt wird jedoch der Auf— 
enthalt nicht begonnen. 

Beim Geſinde gilt der hier übliche vierteljährliche Umzugs⸗ 
termin als Anfang des Aufenthaltes, ſofern nicht zwiſchen die⸗ 
ſem Termine und dem Tage, an welchem der Aufenthalt wirk— 
lich beginnt, ein mehr als ſiebentägiger Zeitraum gelegen hat. 

(Fortſetzung folgt.) 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 
enthält in Nr. 45: Amtliches. Leitartikel: Bericht über den 4. all⸗ 
gemeinen deutſchen Seminarlehrertag, abgehalten zu Neuwied vom 2 26. 
September 1877. General- und Delegirtenverſammlung des Peſtalozzivereins 
und des Lehrervereins der Prov. Brandenburg. Korrespondenzen: Ber⸗ 
lin (Religionsunterricht in der Volksſchule. Erlaß des Kultusminiſters an 
den Grafen Drofte zu Viſchering. Die kirchlichen Externa. Frequenz der 
preuß. Univerſitäten. Zurückerſtattung der Seminarkoſten von Seiten en 
liger Zöglinge. Zeichenunterricht); Eberswalde (Eröffnung des Lehrerwaiſen⸗ 
hauſes); Oppeln (Geueral⸗Lehrerkonferenz); Eiſenach (Einweihung des neuen 
Lehrerinnenſeminars); Darmſtadt (Aufbeſſerung der Gehälter der Volksſchul⸗ 
lehrer). Berliner Nachrichten. Vermiſchtes: Frankfurt a. M. Os⸗ 
nabrück. Todtenſchau. Vakaute Lehrerſtellen. Die Beilage (Organ 
des Vereins deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen) enthält: Bericht über 
die Verſammlung deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen am 16. Oktober 
1877 im Rathhauſe. 


Dr. Rauch's Vorträge über Methodik des deutſchen 
Sprachunterrichts. 


Styl und Mode, eine Skizze v. W. Chodowiecki. — 


| a EEE TERTEERRETETEEEESEEEE FRTRTETTEETTA 
| J. U. Kern's Verlag (Max Müller) in Breslau. 


G. Tſchache's Sammlungen von Aufſatz- Uebungen 
für Schulen. 
Für obere Klaſſen höherer Schulen: 
Fhemate su deutjchen Aufſätzen in Dispofitignen 2 Br 


rung 2. Aufl. 
570 Aufgaben zur Uebung im deutſchen Styl. 60 


Für obere Klaf ſen höherer Tüchterſchulen: 
Deutſche Aufſätze. Eine Sammlung von Mute Bu 
würfen und Andeutungen. 3 M. 75 Pf. 
Für die mittlere Bildungsſtufe. 
Material zu Deutfchen Aufſätzen in Stylproben, 0 
und kürzeren Andeutungen. Ites Boͤchn. 2. Aufl. 2 40 
Daſſelbe, Aufl. 


eue Folge. 5 
Für Unter klaſſen böberer Schulen: 
Stoff zu deutſchen Aufſatzübungen. . 
Für Volks ſchulen: 
hai ⸗Uebungen für Volksſchulen. Für die U abe ab au 


elſtufe 80 Pf. 
Sarfeibe, Hr die Oberftufe. 1 W. 80 


3 M. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 
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Dur Ana , 
Professor Bopp's 
kleiner phyfikalifher Apparat für Volksſchulen, 

für die Grundverſuche in Ma metismus, Reibungs⸗ und Strom⸗Elek⸗ 
trizität, Licht und Wärme, Schwerkraft und Lehre vom Hebel, Waſſer⸗ 
druck und Luftdruck 8 7 ausgerüſtet und mit Anleitung zum Ge⸗ 
brauche, ſammt Leitfaden für die Hand der Schüler verſehen, it in 6. 
Ausgabe im Selbſtverlage des Herausgebers erſchienen und in 115470 


lirten Exemplaren nur direkt aus demſelben zu beziehen. 
Beſtellungen und Verzeichniſſe unter der 


Adreſſe: C. Bopp, Profeſſor in Stuttgart. 


illustrirte Aus- 


Naturheilmethode, 
gabe, kann allen Kranken mit Recht 


als ein vortreffliches populär- 


beziehen durch alle Buchhandlungen. 
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